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Guten Tag, 

folgende Themen finden Sie in dieser Ausgabe: 

· Einführung der E-Rechnung 

· Steuerliche Fragen bei Überlassung von Fahrrädern und E-
Bikes mit Zubehör an Arbeitnehmer 

· Verlagerung der Steuerschuldnerschaft - Anforderungen an 
die Person des Leistungsempfängers 

· Bekanntgabe von Steuerbescheiden an Samstagen 
abgewendet 

· Termine Steuern/Sozialversicherung Juli/August 2024 
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Eigener Artikel: 

Einführung der E-Rechnung 
Bekanntlich sind alle Unternehmen verpflichtet, ab dem 01.01.2025 elektronische 
Rechnungen (E-Rechnung) entgegennehmen zu können. 

Dabei wird unter E-Rechnung keine gescannte oder als PDF erstellte Rechnung 
verstanden, sondern ein elektronisch übermittelter Datensatz, der nur zusätzlich ein 
PDF enthalten kann. 

In der Anlage erhalten Sie dazu den Entwurf eines BMF-Schreibens, worin Fakten und 
Rechtslage detailliert geschildert werden. 

Auch wenn für Sie vielleicht eine Ausnahmeregelung greifen kann – grundsätzlich ist es 
nur eine Frage der Zeit, bis der überwiegende Teil der Rechnungen als E-Rechnung 
erstellt werden muss. Bereiten Sie sich daher schon jetzt darauf vor!  

Das Produkt „DATEV Unternehmen Online“ (DUO) ermöglicht die Speicherung von E-
Rechnungen. Mit einem Zusatzmodul kann man damit auch E-Rechnungen erstellen. 
Auch ist der Zahlungsverkehr darüber abwickelbar, ohne dass man Zusatzprogramme 
wie S-Firm o.ä. benötigt. 

DUO kann natürlich noch mehr, das wissen die Nutzer bereits: die monatlichen 
Auswertungen oder auch die Einsicht in die Konten ist möglich. Eingangsrechnungen 
werden nicht nur gespeichert, man kann sich aus diesen auch ohne vorherige 
Bearbeitung durch die Buchführungsmitarbeiter Überweisungen automatisiert erstellen 
lassen.  

Bei Interesse sprechen Sie uns bitte gern an. Unsere Frau Hanekop steht dafür nach 
Absprache ab dem 15.07.2024 gern zur Verfügung unter m.hanekop@kroening-
partner.de oder 0511/390666-32. 

Die Kosten von derzeit rd. 20-30 Euro netto pro Monat (je nach Umfang) halten sich im 
Vergleich zu den beschriebenen Möglichkeiten im Rahmen. Nutzen Sie die Gelegenheit 
und stellen auch Sie Ihre Buchführung auf eine voll-digitale Grundlage, sofern dies 
noch nicht erfolgt ist! 
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Für Einkommensteuerpflichtige 

Steuerliche Fragen bei Überlassung von Fahrrädern und E-Bikes 
mit Zubehör an Arbeitnehmer 
Für den Zeitraum vom 01.01.2019 bis 31.12.2030 werden vom Arbeitgeber zusätzlich 
zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewährte Vorteile für die Überlassung eines 
betrieblichen (Elektro-)Fahrrads an den Arbeitnehmer steuerfrei gestellt. Die 
Steuerfreiheit hat die Sozialversicherungsfreiheit zur Folge.  

E-Bikes, bei denen es sich technisch um Kraftfahrzeuge handelt (weil der E-Motor auch 
Geschwindigkeiten über 25 km/h unterstützt), können nicht steuerfrei überlassen 
werden.  

Die Steuerbefreiung gilt nur für zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 
gewährte Vorteile (on-top). In der Praxis wird jedoch der Großteil der sog. Job- oder 
Firmenräder im Rahmen von Gehaltsumwandlungs-/Leasing-Modellen an 
Arbeitnehmer überlassen. Bei den gängigen Leasing-Modellen least i. d. R. der 
Arbeitgeber das Firmenrad und überlässt es dem Arbeitnehmer im Rahmen einer 
Nutzungsvereinbarung mittels Gehaltsumwandlung. In diesem Fall ergibt sich ein 
monatlicher steuerpflichtiger geldwerter Vorteil in Höhe von 1 % der auf volle 100 
Euro abgerundeten geviertelten unverbindlichen Preisempfehlung (Brutto-UVP) 
des überlassenen Firmenrads. 

Im Rahmen der Leasingmodelle besteht häufig die 
Möglichkeit, fahrradtypisches Zubehör 
mitzuleasen bzw. gingen zu dieser Frage 
zahlreiche Anrufungsauskünfte bei den 
Finanzämtern ein. Um eine einheitliche 
Rechtsauslegung sicherzustellen, hat sich die 
Finanzverwaltung zum steuerlichen Umgang von 
Fahrradzubehör geäußert. Danach gehören zum 
fahrradtypischen Zubehör alle unselbstständigen 
Einbauten. Als steuerlich begünstigtes Zubehör 
stuft die Finanzverwaltung nur fest am Rahmen 
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des Fahrrads oder anderen Fahrradteilen verbaute Zubehörteile, wie z. B. 
Fahrradständer, Gepäckträger, Schutzbleche, Klingel, Rückspiegel, Schlösser, 
Navigationsgeräte, andere angebaute Träger oder modellspezifische Halterungen ein.  

Die Finanzverwaltung nennt auch Beispiele für steuerlich nicht begünstigtes 
fahrradtypisches Zubehör. Hierzu zählt die Fahrerausrüstung (z. B. Helm, Handschuhe, 
Kleidung o. Ä.), in modellspezifische Halterungen einsetzbare Geräte (z. B. Smartphone, 
mobiles Navigationsgerät) oder andere Gegenstände (z. B. Fahrradanhänger, Lenker‑, 
Rahmen‑ oder Satteltaschen oder Fahrradkorb). Dieses steuerlich nicht begünstigte 
Fahrradzubehör muss vom Arbeitgeber gesondert bewertet werden und stellt beim 
Arbeitnehmer regelmäßig steuerpflichtigen Arbeitslohn dar. 

Für Umsatzsteuerpflichtige 

Verlagerung der Steuerschuldnerschaft - Anforderungen an die 
Person des Leistungsempfängers 
Der Bundesfinanzhof hatte zu entscheiden, ob eine Umkehr der Steuerschuldnerschaft 
auf den Leistungsempfänger voraussetzt, dass dem Leistungsempfänger eine gültige 
Umsatzsteuer-Identifikationsnummer erteilt wurde und er diese dem Leistenden 
mitgeteilt hat oder ob der Nachweis der Unternehmereigenschaft des 
Leistungsempfängers auch auf andere Weise als durch dessen Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer erbracht werden kann. 

Fraglich war hier, welche Anforderungen ein im übrigen Gemeinschaftsgebiet 
ansässiger Unternehmer, der im Inland sonstige Leistungen an Unternehmer und 
Nichtunternehmer erbringt, zu erfüllen hat, damit er von einer Steuerschuldnerschaft 
seiner unternehmerischen Leistungsempfänger ausgehen kann. 

Für die Verlagerung der Steuerschuldnerschaft kommt es nicht auf die Verwendung 
einer gültigen Umsatzsteuer-Identifikationsnummer durch den Leistungsempfänger an. 
Die Verlagerung der Steuerschuldnerschaft vom leistenden Unternehmer auf den 
Leistungsempfänger wirkt zu Gunsten des leistenden Unternehmers und führt zu einer 
den leistenden Unternehmer treffenden Feststellungslast. Eine Entscheidung auf 
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Grundlage der Feststellungslast kann im finanzgerichtlichen Verfahren erst im Falle 
einer Unaufklärbarkeit des Sachverhalts getroffen werden. 

Bekanntgabe von Steuerbescheiden an Samstagen abgewendet 
Mit dem im Bundestag am 13.06.2024 beschlossenen Postrechtsmodernisierungs-
gesetz wurde das Postrecht modernisiert und unter anderem auch die 
Laufzeitvorgaben für die Zustellung von Briefen durch für die Postdienstleister 
verlängert. Um die Vermutungsregelungen für die Bekanntgabe von Verwaltungsakten 
an die verlängerten Laufzeitvorgaben anzupassen, wird die bisher vorgesehene 
Dreitagesfrist in eine Viertagesfrist verändert. Damit gelten Steuerbescheide und 
andere Verwaltungsakte als am vierten Tag nach deren Aufgabe zur Post als bekannt 
gegeben, statt wie bisher nach drei Tagen; beim elektronischen Abruf von 
Bescheiddaten entsprechend vier Tage nach Bereitstellung der Daten. 

Die verlängerten Laufzeitvorgaben führen auch zu Anpassungen bei der 
Fristberechnung. In seiner Stellungnahme hatte sich der Deutsche 
Steuerberaterverband e.V. (DStV) an den Gesetzgeber gewandt und dafür eingesetzt, 
die Frist nicht am Wochenende enden zu lassen. Im Wirtschaftsausschuss des 
Bundestages wurde daraufhin nachgebessert und eine Bekanntgabe von 
Steuerbescheiden an Samstagen abgewendet. Das Gesetz muss jetzt noch den 
Bundesrat passieren. 

 

Impressum  

© 2024 Alle Rechte, insbesondere das Verlagsrecht, allein beim Herausgeber DATEV eG, 90329 Nürnberg 
(Verlag). Die Inhalte wurden mit größter Sorgfalt erstellt, erheben keinen Anspruch auf eine vollständige 
Darstellung und ersetzen nicht die Prüfung und Beratung im Einzelfall. 

Die enthaltenen Beiträge und Abbildungen sind urheberrechtlich geschützt. Die Verwendung der Inhalte 
und Bilder im Kontext dieser Mandanten-Monatsinformation erfolgt mit Einwilligung der DATEV eG.  

Eine Nutzung für Zwecke des Text- und Datamining (§ 44b UrhG) sowie für Zwecke der Entwicklung, des 
Trainings und der Anwendung (ggf. generativer) Künstlicher Intelligenz, wie auch die Zusammenfassung 
und Bearbeitung des Werkes durch Künstliche Intelligenz ist nicht gestattet. 
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Termine Steuern/Sozialversicherung Juli/August 2024 
Steuerart Fälligkeit 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.07.20241 12.08.20242 

Umsatzsteuer 10.07.20243 12.08.20244 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung durch: 

Überweisung5 15.07.2024 15.08.20248 

Scheck6 10.07.2024 12.08.2024 

Gewerbesteuer entfällt 15.08.20248 

Grundsteuer entfällt 15.08.20248 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung durch: 

Überweisung5 entfällt 19.08.2024 

Scheck6 entfällt 15.08.2024 

Sozialversicherung7 29.07.2024 28.08.2024 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 
Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer erfolgten 

Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 
zuständige Finanzamt abzuführen. 

1 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern 

ohne Dauerfristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern 

mit Dauerfristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 

Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf 
einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung 
bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, 
dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim 
Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. 
Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt 
ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis 
spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 25.07.2024/263.08.2024, jeweils 0 Uhr) vorliegen. 
Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch 
extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin 
an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder 
auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

8 In den Bundesländern und Regionen, in denen der 15.08.2024 ein gesetzlicher Feiertag (Mariä Himmelfahrt) 
ist, wird die Steuer am 16.08.2024 fällig. 


